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Die bedeutende Steigerung der Auflage

unseres Blattes macht es uns.unmöglich, den

jetzt beitretenden Abonnenten die früher er-

schienenen Nummern nachzuliefern.

Die Verantwortlichkeit der Minister.

In allen Staaten, die nach Gesetzen und nicht nach
Willkür regiert werden sollen,wird durchdie Verfassung
bestimmt,daßdie Minister des Königs zur gerichtlichen
Untersuchunggezo en werden sollen, wenn sie die Ge-

setze übertreten un gar das höchsteGesetz des Landes,
die Verfassung, verle t haben.

-

» »

Schon Friedri der Große hat es ausdrucklich
gesagt, daß er nicht der Herr, sondern »der erste
Diener des Staates« sei, und daß er Gehorsamgegen
die Gesetzevon seinem Volke nur dann mit gutem Ge-

wissen fordern könne, wenn er selbst mit dem Beispiele
des Gehorsamsvoranginge, und was ein absoluterKönig
für sichals Recht hinstellt, um wie viel mehr muß das

von den Ministern eines konstitutionellenStaates gelten.
Der Eid, den »unsereKönige beim Antritt ihrer

Regierung nachArtikel 54 der Verfassung zu schwören
haben, legt ihnen,wie das Wort Friedrichs des Großen
eigt, keine neue Verpflichtungauf. Er bestätigtnur

ihre alt hergebrachte Pflicht, nämlichdie, »dieVer-

fassungdes Königreichsfest und unverbrüchlichzu halten
un in Uebereinstimmung mit derselben und den Ge-

setzenzu regieren.«
« Aberdie Begründerder Verfassung, und namentlich

KomgFriedrichWilhelm IV. selbst,wußten sehr wohl,
daßd»leWeisheit und der gute Wille der Könige nicht
ausreichen,um das Volk gegen ein verfassungs- und

gesetzWIHUgeÄRegimentdurchaus sicherzu stellen. Denn
die Könige konnennicht allein regieren; siemüssenviel-

mehr die RegIeEUUgdesLandes zum bei weitem größten
Theilin die Hande»1hrerRäthe und Miniter legen.
Sie können daher Ubek d·as,was die Verfassung und
die
Gesetzeåehietengar leichtdurch unweise oder unzu-
verlässige athgeber getauschtwerden. Natürlichsind

sie nicht verantwortlichfür das, was sie nicht wissen
und«oft nicht wissen önnen, und darum heißt es im
Artikel 43 der Verfassung:»Die Person des Königs
ist unverletzlich.s»«. Dagegen lautet Artikel 44: »Die
Minister des Komge FHurverantwortlich Alle Re-
gierungsakte des önigs bedürfen zu ihrer
Gültigkeit der Gegenzeichnung eines Ministers
welcher dadurch die Verantwortlichkeit über;
nimmt.«

Damit bestimmt die Verfassung,daß eine königliche
Anordnung nur dann zur Ausführungkommen darf,
wenn ein Minister durch seineMitunterschriftsich für
dieselbe verantwortlich gemacht hat. Der König kann

unmöglich,Alles wissen, was die Minister von Anits
wegen wissen können und wis en müssen. Wenn
daher ein Minister eine rechtswidrigeVerordnung unter-

schreibt,so ist er von Gottes und Rechts wegen dafür
eben so verantwortlich,wie für jede rechtswidrigeHand-
lung, die er auf eigene Hand begangen hat. Es ist
nur die Frage, wie vorkommenden Falles bei uns in

Preußen ein Minister wirklich zu gerichtlicherVer-

antwortung gezogen werden kann. Und da müssenwir

bekennen, daß es bei uns noch andern nöthigen
Gesetze fehlt, um die verfassungsmäßige Ver-

antwortlichkeit der Minister zur Wahrheit und

Wirklichkeit zu machen.
Es giebt nämlichdrei Fälle, in welchentheils nach

den allgemeinen Grundsätzendes Rechtes, theils nach
den ausdrücklichenBestimmungen unserer Verfassung,
ein Minister vor den ordentlichenGerichtshöfendes
Landes müßtezur Verantwortung gezogen werden können.

Erstens könnte wohl ein Ministerdurchirgend eine
Amts andlung Jemanden,Ipenigstensnach der Meinung
des etroffenen, rechtswidrigan seinem Vermögenbe-

schädit haben. Der-Beschädigtekann dann freilich den

Minisierbei dem zuständigenGerichtever-klagen- Aber
die Klage wird nach den bei uns gültigenBestimmungen
zurückgewiesen,wenn der Gerichtshof für Kompetenz-
konflikteerklärt,daßsie nicht vor die Gerichtegehöre.

Zweit en s könnte ein Minister, angeblichoder wirklich,
durch feine Amtshandlungen sich gegen irgend einen



Paragraphen des Strafgesetzbuches vergangen haben.
Ob er jedochvor dem betreffenden Gerichtshofedeshalb
angeklagt wird, das

hängt
von dem Staatsanwalt und

dessen Vorgesetzten,näm dem Oberstaatsanwalt und
dem Justizminister ab. ird er aber auch angeklagt,
so kann immer noch der Gerichtshoffür Kompetenz-
konfliktedem betreffendenGerichtedie Einleitung oder

Fortsetzungder Untersuchung verbieten. »

Der dritte und vornehmste Fall endlich ist der,
wenn ein Minister beschuldigtwird, durch allgemeine
Anordnungen (gleichviel,ob er sie selbstständigerlassen
oder nur gegcngezeichnethat) die Verfassungunmittel-

bar verletzt, nnd damit nicht nur einzelne Personen,
sondern das ganze Land beschädigtoder dochgefährdet
zu haben. Jn einem solchenFalle soll nach der Ver-

fassungweder die Staatsanwaltschaftnochder Gerichtshof
für Kompetenzkonflikteeine Ankla e des Ministers ver-

hindern können. Es lautet nämlichder Artikel 61 so:
»DieMinister können durch Beschluß einer
Kammer wegen des Verbrechensder Verfas-
sungsverletzung-der Bestechungund des Ver-

raths angeklagtwerden. — Ueber solche An-

klage entscheidetder oberste Gerichtshof der

Monarchiein vereinigten Senaten. — Die
Falle der Verantwortlichkeit,über das Verfah-
ren und über die Strafen werden einem be-

sonderenGesetzevorbehalten.«
Nach diesem Artikel der Verfassung ist also das Ab-

geordnetenhaus und eben so das Herrenhaus »zu einer

Anklage berechtigt, und das Obertribunal wurde ver-

pflichtetsein, über dieselbezu entscheiden. Aber leider
kann das Abgeordnetenhausvon seinem Rechte keinen

Gebrauchmachen,weil das Obertribunal noch gar nicht
im Stande ist, den Ministern gegenüberseine richter-
lichePflicht zu erfüllen. Denn das sogenannte Minister-
oerantwortlichkeitsgefetz,d. h. dasjenige Gesetz, welches
über das Verfahren bei einer Ministeranklageund über
die Bestrafung eines Ministers bestimmensoll, der die
in Artikel 61 bezeichneten»Verbrechen«begangenhat,
— dieses Gesetzist trotz der ausdrücklichen Vor-

schrift der Verfassung noch immer nicht gegeben
worden« -

Unsere Abgeordneten haben keine Schuld, daßdiese
Vorschrift der Verfassung nicht erfülltworden ist. Noch
im April 1863 hat das

AbgeordnetenhausAlles get an,
was in seinen Kräften stan , um endlich das Minister-
verantwortlichkeitsgesetzzu Stande zubringen

Damals hatten die Minister in Folge des wegen der

MilitärfrageausgebrochenenKonfliktesüber sämmtliche
Staatsausgaben, d. h., allein für das Jahr 1862, über
eine Summe von etwa 140 MillionenThalernohne
irgend ein Gesetz, ledi lich nach ihrenkkigenfn
Ermes sen versügt,und sieräumten vollstandigein,

daß die Verfassung ein solchesVerfahren nichterlaube;
aber sie behaupteten, daß sie dasselbenicht«verbiete.

Dagegen erklärt das Abgeordnetenhaus,daß ein solches
Verbot allerdings in der Verfassungenthalten sei, und

daß die Minister daher durchLeistungabgelehnterund

nicht bewilligterAusgabendie Verfassun vekle t ät .

erklärteweiter, daßzur Wiederherstellgüngdeåiünetrexü
Friedens dieser Streit nothwendigauf verfassungsmäßi-
gem Wege,und zwar nach Vorschrift des Artikel 61

durchleinurtheildesObertribunals entschiedenwerden müssei
us diesemGrundewurde von der Kommissiondes

Abgeordnetenhausesein Ministernerantwortlichkeitsgesetz
genau nach den Bestimmungender Verfassungausge-
arbeitet und von dem Hause selbst am 27. April 1863
mit 249 gegen 6 Stimmen angenommen Auch meh-
rere Anhän er des Ministeriums hatten für dasselbege-
stimmt. A er der Ministerpräsidentvon Bismakck
hatte schon vorher erklärt, daß gerade in diesemFalle
die Minister nicht gestatten könnten, daß der

pberste Gerichtshof des Landes die Frage ent-

scheide:ist die Verfassung verletzt oder nicht? Und doch
ist das Obertribunal durch die Verfassung dazu berufen,
daß es gerade in solchen Fällen über dieseFrage ent-

scheide. Der Minister der geistlichenAngelegenheiten,
Herr von Mühler, hatte nochhinzugefügt,die Minister
hättennicht vor dem »Obertribunale«, sondern»seiner
Zeit vor einem höheren Richter« sich darüber zu ver-

antworten, ob sie ihren Eid auf »die gewissenhafteBe-

obachtungder Verfassung-«gehalten hätten o er nicht.
Die auch von den Ministern beschworenepreußische
Verfassungbestimmtaber doch,daßdie Minister gerade
vor dem Obertribunal sichverantworten sollen,wenn

das Haus der-Abgeordneten- oder das Herrenhaus sie
»wegen des Verbrechens der Verfassungsverletzung-«an-

geklagthat, und nur die Form, wie dies geschehensoll,
ist noch gesetzlichzu bestimmen Das Ministerverant-
wortlichkeitsgesetzkam nicht zu Stande, weil die Minister
dem Könige die Genehmigungdesselbennicht empfohlen
haben. Die Verantwortlichkeit der ·Minister ste t also
wohl in der Verfassung, doch in der Wirkl chkeit
besteht sie nicht.

Politische Wocheufchau.

Preußen. Jn den letzten Tagen waren starke Gerüchte
über einen Zwies alt im Schooßedes Ministeriums verbreitet,
und diese Gerü te erhalten sich, trotzdem die Blätter der

feudalen Partei dieselbenmit Bestimmtheit in Abrede stellen.
Das Einverständnißmit Oesterreich, welches von gewisser
Seite fortwährendals der höchsteTriumpf unsererRegierun
gepriesenwird, scheintin der neuesten Zeit wiedersehrskagsicg
gewordenzu sein; Oesterreich macht gar keineMiene, die

preußifcheAnsicht, daß nach erfolgtem Friedensfchlußdie

Bundestruppen Holstein räumen müssen,zu de»rseinigenzu
machen. Dage en hat Preußen wirklich der osterreichischen
Regierungdas erlangen, in dem ZollvertragdasVersprechen
der künftigenZolleinigung aufzunehmen, bewilligt.Wie man

sieht, hat dieseNachgiebikeit in wirthschaftlichenFragenkeinen

Gegendienst auf politis ein Gebietenach sichgez-, en,
Jn Magdeburg hat fur den Abgeordneten Mittel-

welcher sein Mandat niedergelegthat, eine Nachwahlstattge-
funden; es wurde der Kandidat der liberalen Partei, Red,
J. Hoppe, mit 238 von 283 anwesendenWahlmannern ge-
wählt.Die Wahl zeigterstens,daßdie Theilnahmeam öffent-
lichenLeben keineswegs im Abnehmenist, denn es haben unt

etwa 30 Wahlmännergefehlt,und zweitens,wie wenigbegründet



die Behauptungist, daß die Mehrheitder Volkes ihre Ansicht
geänderthckbe. Jm Gegenthe1h das sVolk hält nach wie

vor fest an dem was es als recht erkannthat,
Jn Berlin Hatdas Kammergerichteinen Prozeßzweiter

Instanz we en der Stellvertretungskostenzu Gunsten des

kka enden Yshgeordnetenfentschieden.Das Kreisgericht zu
Munster hat als erste Instanzin dem Prozessedes Abgeord-
neten Winkelmcmngegen denFiskus we en der Stellvertretungs-
kosten, dzesenzur Nachzahlungverurt)eilt.

Es liegen in der abgelaufenenWochewiederum eine ganze

Reihevon Nichtbestätigungenvor. Der zum DeichchauptmanngewahlteRittergutsbesitzerv. Engelmann ist ni t bestätigt
worden, ein gleiches ist dein zum Mitgliede der städtischen
Schuldeputationin Guinbinnen gewähltenBrauereibefitzer
Menz iviederfahren. Ebenso sind die in Neu-Ruppin zu
Stadträthen ewähltenHerren Kreisthierarzt Höpfner und

Destillateur Weinstock,so wie in Glaz der zum Raths-

hektucgewählteApothekerDr enkm ann nichtbestätigtworden.
JU S )lesien find vor einiger Zeit mehrere Dorfschulzen,
wegen Verbreitung von Flugblättern,auf Disziplinarwege
von ihrem Amte entsetzt worden. Auf eingelegteBerufung
hat das Staatsministerium das Urtheil bestatigt.

Jn der Disziplinaruntersuchung gegen den Abgeordneten
Twesten hat die Staatsanwaltschaft gegen das freisprechende
Urtheil Berufung an das Staatsministerium eingelegt; gleich-
zeitig ist demselben aufgegeben worden, feine Stellun als

Mitglied des Aufsichtsraths bei der DeutschenGenossens«afts-
bank niederzulegen, da eine solche Stellung mit dem Richter-
amte nicht vereinbar fei.

Die AbgeordnetenTemme (4. Berliner Wahlbezirk)und

Matthes (Wahlkreis Arnswalde -Friedeberg) haben ihr
Mandat niedergelegt.

Der AbgeordneteDr. Joh. Jakobi hatte gegen den
Staatsanwalt von Moers eine Beschwerde bei dem Justiz-
minister eingereicht und darauf die Antwort erhalten, daß er

nachForm und Inhalt der schon vor dem Eingangebeidem

Minister in der Presse besprochenenVorstellungkeine Ant-
wort zu erwarten habe.

Schleswig-Holstein. Preußen will den Ansprüchender

sä fischenFürsten
und des Prinzen von HessensHomburg

au auenburg gegenüber,wie es heißt, den Grundsatz
eltend machen, daß in Ländergebieten,welchedurch einen

riedensschlußabgetreten sind, alle Erbanspruche,wenn sie
nicht in diesem ausdrücklichvorbehalten sind, erlöschen.
Es liegt die Vermuthung nahe, daß man einen gleichen
Grundsatz auch in Bezug auf S leswig- olstein zur An-

wendung bringen möchte. Augen licklich at Preußen die

diplomatischeVertretung der Herzogthümergewissermaßen
schon»in die Hand genommen, indem Herr von Bismark die

preußischenKonsuln angewiesen hat, sich der Schiffe der

Herzogthümerebenso anzunehmen wie der preußischen.
Jiitland ist bald ganz von den verbündeten Truppen
gesäumt,und die Herzogthümersollen nur eine verhältniß-
maßlggeringe preußischeBesatzung erhalten; möglich,daß
Man Ietzt endlichan’s Werk geht,um eine schleswig-holsteinische
Armee zU gründen.

Mkckcenburg.Der Landtag ist zusammengetretenVon
einer Aufhebungder Prügelstrafeverlautet noch Ulchtss

Nassaw Die liberale Partei ist noch immer genöthigt,
ilJre Vorvetsammlupgenfür die bevorstehendenLandta swahlen
anf fremdem Gebiete-»u halten. Bald finden diese Ver-

sammlungenauf preußlchem,baldan hegen-darmstädtischemBodenstatt. Man
· ehtso weit, sogar die rivatbesprechungenUm Bezug auf die ahlen verhindern zu wollen, und ha en

zu diesem Zwecke einige Behörden selbstverboten,daß in

den Wirthshäusernvon den Wahlen gesprochenwird.
Baden. Der ProfessorEckhar«dt,welcher auf der Ge-

neralversammlungdes V ationalvereins zu Eisenachdie An-

sichten der äußerstenLinken vertrat, ist seiner Stellung als

Bibliothekar an der Bibliothek des Großherzogsenthoben
worden. Die Stellung war keine staatliche, sondern eine

rein private im Dienste des Großherzog-ZWie wir hören,
soll übrigensfürHerrn ProfessorEckhardteine andere Stellung
in Baden in Aussicht genommen fein-

Oefterreich. Das dein Reichsrath vorgelegte Staats-
haushaltsgesetzfür 1865 zeigt ein Defizit von 30 Millionen
Gulden (20 Millionen Thaler), doch»stellt sichdasselbeM

Wahrheit viel höher, da unter den Einnahmen gegen 20

Millionen Gulden als Erlös für verkaufte Staatsdomänen
undBergwerkeangesetztfind. Auf diese Weise kann man aller-

dings das Defizit ganz beliebig klein erscheinen lassen, aber
nur so lan e, als man noch Doniänen und Bergwerke zu
verkaufen )at. Jst diese Hiilfsquelle auch versiecht,dann

dürfte der Staatsbankerott mit scharfen Schlägen an die

Pforten des Kaiserstaatespochen.
Der Ausstand in Venetien scheint immer größereDimen-

sionenanzunehmen, wenigstenswerden die Truppen dort fort-
wahrend vekmehrtund immer neue Distrikte in Belagerungs-
zustanderklart. Man spricht von den BemühungenOester-
reichs, eine Garantie des deutschenBandes für Venetien
zu erlangen doch hoffen wir, daß ein solchesBestreben an

dem Wider ande Preußens scheitern wird.

»

Italien. Die Deputirtenkammer hat den Gesetzentwurf
iiber die Verlegung der Hauptstadt mit 317 gegen 70 Stim-
men angenommen. Dadurch hat dieselbe zugleich den Sep-
tember-Vertragmit Frankreichim Prinzip gebilligt und da-
mit die Entwicklungdes Königreichsin die ruhige Bahn
gelenkt, welche dieser Vertrag vorschreibt. Jn zwei Jahren
werdendie letzten französischenTruppen Rom verlas en, und

es»werdsich dann zeigen, ob der Papst im Stande it, selbst-
standig dem Andrängenseiner Unterthanenzu widerstehen.

Amerika. Die am 8. d. M. volzogene Präsidentenwahl
hat das glänzendsteResultat geliefert; PräsidentAbraham
Lincoln ist mit überwiegenderMehrheit wiedergewählt
worden, und die Nord-Amerikaner haben dadurch das Zeugniß
abgelegt, daß es ihnen ernst ist mit dein idealen Zwecke
des mörderischenKampfes, nämlich mit der vollständigen
Ausrottung der Sklaverei auf dem Gebiete der Union.

Wer hat dte Grundsteuer und Häufersteuerbewilligt?
Man schreibt uns aus der Provinz Brandenburg: Auf

dem Lande trifft die feudale Partei schonVorbereitungen zum
Wahlkampf. Den Bauern sagt man: »daß die Grundsteuer
nun baldinKraft tretenwürde. Da sollten sie sehen,
was sie zu bezahlen haben würden, und das hätten
sie sich selbst u uschreiben, indem sie sol e Männer
gewählt,diesichzusolchenGesetzenhinreienließen,
welche dem armen Bauern die aar Thaler aus der

Tasche lockten, die er sich mit seinenzehn Fingern
so mühsam erworben labe. Sie, die Bauern, waren

nun so viel vor der edesmaligen Wahl gewarnt,

solchenFortschrittsmcennernihreStimmeangeben;ie hätten nicht gehort, und nun müßten sie die

schwere Steuer tragen. Es werde bald wieder eine

Wahl kommen, da sollten sie solche Männer wählen,
welche das Vertrauen der Regierung besäßen, dann
würde sich Manches wieder gut machen lassen.«’«)

Is) Wir sind unserem eehrtenKorrespondentensehr dankbar
für seine Inschrift Möchte och sein Beispiel auch andere geehrte



Wir wissen sehr wohl, daß es im Lande eine Partei giebt,
welcher die Zusammensetzungder Mehrheitdes jetzigenAb-

geordnetenhausesaus lauter selbstständigenMännern, die

nach ihrer gewissenhafterwogenen Ueberzeugunghandeln und

stimmen, ein Gräul und ein Dorn im Auge ist. Diese
Herren möchten gern, daß die weite Kammer wieder so
werde, wie sie zur Zeit des Ministerium-JManteufseI-West-
phalen war. Damals gehörteder Minister des Innern von

Westphalen der Kammer als Mitgliedan. Kam es nun zur

Abstimmung, so richteten sich die vielen Landrätheund ande-

ren Verwaltungsbeamten, welchedamals die Mehrzahl der

Kammer bildeten, ganz nach ihm. Stand er auf, erhoben
sie sich wie ein Mann, blieb er sitzen, so rührte sich keiner
von ihnen. Das gefiel den Feudalen und sie seufzen sehr
nach der Wiederkehr jener Zeit. Jn den gegenwärtigen
Ministern glauben sie zwar ganz die Männer ihrer Farbe
zu erkennen, aber das Abgeordnetenhauswill gar nicht so
wie friiher sich allein nach den Wiinschender Minister richten,
und das ist ihnensehr verdrießlich Da bringen sie denn

allerlei Lügenauf und hoffen das Volk dadurch zu bethören.
Die oben angeführteVerleunidung der Fortschrittspartei ist
aber doch ein wenig gar zu plump. .

Das Gesetz über die anderweite Vertheilung der Grund-

steuer und das Gesetz iiber die Einführungeiner Häusersteuer
sind bekanntlich im Jahre 1861 vom Landtage genehmigt
worden. Damals bestand die Fortschrittspartei noch gar
nicht, sie wurde vielmehr erst gebildet, weil das
Volk mit der Haltung des Abgeordnetenhauses
von 1861 unzufrieden war und diejenigen Mit-

lieder der jetzigen Fortschrittspartei, welche schonS itgliederjenerKanimerwaren,wiez.B.v.Hover ek,

Senff, « Häbeler, Krieger-Goldap, v. For»kenbeck,
Waldeck, Taddel u. s.w., haben ·

erade gegen diese Ge-

setze gestimmt, wie dies ausSeite 144 der bei

Decker erschienenen stenographischen Berichte von

1861 ausdrücklich zu lesen ist.
Wir glauben uns daher berechtigtzu erklären-:daß diese

Gesetze niemals die Zustimmung des vgegenwartigenAh-
geordnetenhauses erhalteii·halienwurden. Der Streit

desselbenmit der Regierung ist ja allein deshalb entstanden,
weil das Abgeordiietenhausdie Lasten der«von der Regierung
eingeführtenVeränderungen in der Einrichtungdes»Heeres
für zu groß und unerschwinglichsiir das Volk halt und

deshalb die dazu nöthigenSummen nicht beivilligen will.

Wie daher riicksichttichder Steuern »Manchessichwieder.

gut machen lassen würde« wenn das Volk Männer wählte,
»die das Vertrauen der Regierung besäßen«,können wir

unsrerseits nicht begreifen. »Die jetzigen Abgeordnetenhaben
»das Vertrauen der Regierung«-dochnur deshalb nicht,
weil sie nicht so viel Millionengewähren,als die Regierung
verlangt. Diese Millionen »lassensich aber doch nicht aus

der Erde stampfen. Bewilligt dieselben ein anders als

jetzt zusammengesetztesLllsgeordnetenhaus,so müssen sie
eben durch Steuern vom Volke aufgebracht»Werden.Es»
würden also, wenn die Feudalen .ihrZiel erreichen·undbei

der nächstenWahl den Sieg über die Fortschrittspartei davon-

trügen,riicksichtlichder Steuern M auch e s schle chter w er»den.

Wir denken die Zeiten der Manteuffel-Westphale3ische»n
Regierung sindnoch nicht fern genug, um aus dem Gedachtniß

arteimitglieder veranlassen, uns über die Vorkommnissein den
ZwvinzenNachrichtzu geben. Eine derartige Wechseleziehung
zwischenuns und unserenLeser-nwird es uns moglichmachen,
dem von uns erstrebten Ziele naher zu kommen.

»

unseres Volkes ausgelöschtzu sein« Jst es do ert vier
Jahre her, daß man dieses Re iment im Abgeord?eterishause,
unter demJubel des ganzen andes als das »nunmehr
giuckiechbeseitigte-«bezeichneteDie Macht dieser Re ie-
rung beruhte darin, daßsie die Melrheit des damaligen b-

eordnetenhausesauf ihrer Seite hatte.Die egenwärtige

egierun»g,
deren wichtigsteMitglieder, der Ministerpräsidenh

der Miniter des Innern und der Finanzminister, Schüler
und Amtsgenossen jener Minister waren, entbehrt dieser

mächtigenStütze. Wir denken, das Volk wikd es sich drei-
mal ü

erlegen,
ob es ihr dieselbe in die Hand geben soll.

Am wenig ten aber wird es sich durch solche- handgreiflich
als Verdrehungen der Wahrheit zu erweisendeAusstreuungen,
wie sie uns unser Korrespondent meldet, bewegen lassen, die

Fortschrittspartei zu verleugnen.
«

Die künftige Staatsschuld der Herzogthiimer.
»

Die
offilziellenund ofsiziösenFedern können nicht genug

Rahmens ü er die Bedingungen des Friedens mit Dänemark

machen. Wir können in dies Lob nicht einstimmen Daß
die Herzogthiimer von Dänemark getrennt würden, verstand
sich nach den Ersol en unserer Truppen von selbst; den

Soldaten und nichtden Diplomaten haben sie daher
ihre Freiheit zu verdanken. Die Diplomatie hatte nun

dafür zu sorgen, daß die selbstständigestaatlicheExistenzder

Herzogthümervon vorn herein nicht durch zu schwereLei-

stungenbedroht werden. Dies ist in keiner Weise geschehen.
Siachdem Friedensvertragehabendie HerzogthümerSchleg-

wig-Holstein-Lauenburvon der dänis en Staatsschuld 29
Millionen Thlr. dänif , oder 21374 Mi ionen preußischund
außerdem die von Preußen und Oesterreich auf ewendeten
Kriegskostenzu tragen. Aus dem österreichischenZudgetfür
1865 wissen wir, daß der von diesemStaat beanspruchte
Ersatz 18 Millionen fl., oder 12 Millionen Thlr. beträgt.
Da nun Preußen fast dreimal so viel Truppen im Felde
gehabt Und Mkßerdemunverhältnißmäßigviel mehr des

so theueren Artilleriematerials verwendet hat, so werden sich
seine Ausgaben für diesenKrieg auf mindestens 24 Millionen

Thlr. belaufen. Die Herzogthiimerwürden also zu zahlen
haben: an Dänemark 213X4Millionen, an Preußen und

Oesterreich36 Millionen. Hierzu kommen noch die Kosten
für die Bundesexekution mit»einigenMillionen und die Ent-

schädigungder entlassenendanischen»Beamten;Die Staats-

schuld,mit welcherdie

Herzogthümerihr selbststandigesStaats-

leben u beginnen hätten, eträgt sonach in ruiider Summe

mindestens60 Millionen Thaler. Da sie nun zusammeneine

Million Einwohner haben, so würden siezu den verschuldetsten
Staaten Europas gehören· — Das KönigreschJtalien ist
gegenwärtibekannter Maßenin großerGeldnoth und seine
Schuldenlastwird all emein·fürbedrohlichgroß«ehalten.
Nichts desto weniger istsie, Im Verhaltmßerheblichkleiner

als diejenige, mit der die HerzogthumerTrifgllgellsollen selbst-
ständig dazustkhemJtalien hat 22 Millionen Einwohner
und 1025 Mi ionen Thlr. Schulden. Um im glei en Ver-

hältniß,wie die
Herzågtäümerverschuldetzu sein,müßte seine

Staatsschuld 1320 i ionen Thlr. betragen. -—— Preußen,
das mehr als 18 mal so viel Einwohner wie die Herzog-
thümer hat, ist nur Mlt 266 Millionen Schulden belastet.
Sollte es in reichemMaße,wie sie verschuldetsein, so würde
es 1080 Millionen Thlr. Schuldenhaben, was zu verhindern
wir, und gewißalle Preußen,bestrebt sein«werden.

»

Wo sind also, fragen wir, die ausgezelchnetenLelstUUgeU
unserer Diplomaten bei diesemFriedensschlußzu suchen?
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